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Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht (Internationale Schiedsge-

richtsbarkeit); Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 11. Januar 2017 haben Sie die Vernehmlassung zu oben erwähnter Angelegen-

heit eröffnet. Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und nehmen diese gerne wie 
folgt wahr: 

1. 

Der mit der Revision verfolgte Zweck, die gesetzliche Regelung der Schiedsgerichtsbarkeit im Sinne 
der Nachführung der (bundes-)gerichtlichen Praxis anzupassen, ist zu begrüssen. 

Eine Verdeutlichung des durch die staatlichen Gerichte für "Hilfsverfahren" (zum Beispiel Ernennung, 

Abberufung, Ablehnung und Ersetzung der Mitglieder des Schiedsgerichts; Verlängerung der Amts-
dauer; Androhung und Vollstreckung von Zwangsmassnahmen bei vorsorglichen Massnahmen, der 
Beweiserhebung oder Vollstreckung) anwendbaren Verfahrensrechts ergibt sich dadurch, dass neu 

ausdrücklich das summarische Verfahren im Bereich der internationalen wie auch der nationalen 
Schiedsgerichtsbarkeit statuiert werden soll. Auch diesbezüglich wird zusätzliche Klarheit geschaf-
fen.  

2. 

Die Revision verzichtet auf eine Neuregelung des Verhältnisses zwischen staatlichen Gerichten und 

Schiedsgerichten. Eine Änderung dieses Verhältnisses ist auch nicht erforderlich. 

3. 

Gemäss Art. 184 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das internationale Privatrecht (IPRG) kann das 
staatliche Gericht am Sitz des Schiedsgerichts um Mitwirkung bei der Durchführung des Beweisver-
fahrens ersucht werden, wenn staatliche Rechtshilfe erforderlich ist. Das angerufene staatliche Ge-

richt wendet grundsätzlich sein eigenes Recht an. In Anlehnung an Art. 11a Abs. 2 und 3 IPRG be-
treffend Rechtshilfehandlungen für ein ausländisches Gericht, wonach auch ausländische Verfah-
rensformen angewandt oder berücksichtigt werden können, soll das staatliche Gericht auch in der 

Schiedsvereinbarung vereinbarte ausländische oder auch eigene Beweisformen und allgemein Ver-
fahrensformen im staatlichen Beweisverfahren anwenden oder berücksichtigen, sofern dem nicht 
ausnahmsweise wichtige Gründe entgegenstehen. Die Anwendung ausländischen Rechts bezie-

hungsweise der in der Schiedsvereinbarung vereinbarten Formen kann potenziell zu Konflikten mit 
rechtsstaatlichen Grundsätzen führen. Nach der Lehre betreffend Art. 11a Abs. 2 IPRG soll die An-
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wendung ausländischen Rechts bei erfüllten Voraussetzungen immer noch im Ermessen der ersuch-
ten Behörde liegen (vgl. BUHR/GABRIEL/SCHRAMM, Handkommentar zum Schweizer Privatrecht, 

3. Aufl., Zürich/Basel/Genf, N. 3 zu Art. 11a IPRG). Es ist wohl davon auszugehen, dass dies auch 
für Beweisverfahren zugunsten eines Schiedsgerichts gelten wird, sodass hier für schweizerische 
Gerichte keine problematischen Situationen entstehen sollten. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

Stephan Attiger 
Landammann 

Vincenza Trivigno 
Staatsschreiberin 

Kopie 
• ipr@bj.admin.ch 
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Appenzell, 6. April 2017 
 
 
Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht (Internationale 
Schiedsgerichtsbarkeit)  
Stellungnahme Kanton Appenzell I.Rh. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 11. Januar 2017, mit welchem Sie um Stellungnah-
me zur Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht (Internationale 
Schiedsgerichtsbarkeit) ersuchen.  
 
Der Kanton Appenzell I.Rh. stimmt dem Revisionsprojekt des IPRG zu. 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich. 
 
Im Auftrage von Landammann und Standeskommission 
Der Ratschreiber: 
 
 
Markus Dörig 

 

Zur Kenntnis an: 
- ipr@bj.admin.ch 
- Justiz-, Polizei- und Militärdepartement, Marktgasse 10 d, 9050 Appenzell 
- Ständerat Ivo Bischofberger, Ackerweg 4, 9413 Oberegg  
- Nationalrat Daniel Fässler, Weissbadstrasse 3a, 9050 Appenzell 
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Vernehmlassung  des  Bundes: Änderung  des  Bundesgesetzes über das  Internationale  
Privatrecht  (Internationale  Schiedsgerichtsbarkeit) 
Stellungnahme  des  Kantons Bern 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für  die  Gelegenheit, zur erwähnten Vorlage Stellung nehmen zu können.  
Der  Kanton Bern möchte dazu folgende Bemerkungen anbringen:  

1.  Allgemeine Bemerkungen  

Die  Zielsetzung  der  Revision, nämlich  die  Attraktivität  der  Schweiz als bewährten und 
ausgezeichneten internationalen Schiedsplatz zu erhalten und zu steigern, wird unter-
stützt.  Der  Zeitpunkt für eine solche Revision scheint nach bald  30  Jahren richtig gewählt 
zu sein. Ausdrücklich begrüsst wird das Bestreben,  die  Rechtssicherheit und Rechtsklar-
heit zu erhöhen, indem  die  bewährte Rechtsprechung  des  Bundesgerichts  in den  Geset-
zestext überführt wird. Dieser Ansatz wird  in  anderen Rechtsgebieten bedauerlicherweise 
nur selten verfolgt, obwohl damit dem Anliegen, dass sich  der  wesentliche Inhalt  des  
Rechts klar aus dem Gesetz selbst ergeben sollte, vermehrt Nachachtung verschafft wer-
den könnte. Zur Anwenderfreundlichkeit trägt auch bei, dass auf Verweise auf  die  ZPO 
verzichtet wird. Schliesslich wird mit Befriedigung zur Kenntnis genommen, dass  der  Ge-
setzgeber sich mit  der  Rechtsprechung auseinandersetzt, diese analysiert und daraus 
Konsequenzen für  die  Gesetzgebung ableitet.  
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Der  Regierungsrat  des  Kantons Bern  

Die  kantonale staatliche Gerichtsbarkeit ist  von der  Revision nur insoweit betroffen, als  die  
Zuständigkeiten  des  juge d'appui  geregelt werden. Wesentliche Unterschiede gegenüber 
dem bestehenden Recht sind nicht auszumachen.  

2.  Zu  den  einzelnen Bestimmungen  

Art. 7  IPRG  
Der  Vorentwurf sieht davon ab, einen Revisionsvorschlag für Artikel  7  IPRG  in die  Ver-
nehmlassung zu schicken (vgl. Erläuternder Bericht,  S. 13f.). Dies  läuft dem Revisionsziel, 
Klarheit zu schaffen, zuwider, da  die  Auffassungen  in der  Lehre nach wie vor auseinan-
dergehen und  die  bundesgerichtliche Rechtsprechung nicht  in den  Gesetzestext einfliesst. 
Das Bundesgericht hat mit überzeugenden Gründen dargelegt, dass sich das staatliche 
Gericht bei  der  Beurteilung seiner Zuständigkeit nur dann mit einer summarischen Prüfung  
der  Schiedsvereinbarung begnügen darf, wenn das Schiedsgericht seinen Sitz  in der  
Schweiz hat, hingegen  die  Schiedseinrede bei einem Sitz  des  Schiedsgerichts im Ausland 
mit voller Kognition prüfen muss.  Dies  legt  an  sich nahe,  die  bundesgerichtliche Recht-
sprechung ins Gesetz zu überführen und damit Klarheit zu schaffen.  Die  im Bericht ange-
gebenen Gründe gegen ein solches Vorgehen überzeugen nicht. Insbesondere spricht  der  
Umstand, dass  die  Ansichten  von  Lehre und  Praxis  auseinandergehen, nicht gegen, son-
dern für eine Regelung im Gesetz.  

Art. 178  Randtitel, Abs.  1  und  4  VE-IPRG  
Es  wird anerkannt, dass  die  bestehende Regelung, wonach beide Parteien  die  Formvor-
schrift einhalten müssen, im internationalen Vergleich als zu restriktiv erscheint.  Die  be-
stehende Regelung hat  den  Vorteil  der  Klarheit, indem auch das Akzept  den  Nachweis 
durch Text erfordert. Neu soll genügen, dass nur eine Partei  die  Form einhält.  In der  prak-
tischen Rechtsanwendung dürfte  die  neue Regelung  den  Gerichten bei  der  Beurteilung ih-
rer Zuständigkeit keinen beträchtlich höheren Aufwand verursachen,  da  sich  der  Streit vor-
aussichtlich auch  in  Zukunft vornehmlich darum drehen wird, wessen schriftliche Ver-
tragsbedingung schliesslich zum Vertragsinhalt erhoben wurden  (battle of forms). Es  be-
steht jedoch  die  Gefahr, dass eine Partei gegen ihren Willen allein aufgrund konkludenten 
Verhaltens  in  ein Schiedsverfahren hineingezogen wird  und  sich erst im Beschwerdever-
fahren wirksam dagegen wehren kann.  Mit  dem Abschluss einer Schiedsvereinbarung 
verzichten  die  Parteien auf ihr verfassungsmässiges  Recht  auf Zugang zum gesetzlichen 
Gericht. Ein solcher Verzicht sollte  an  sich zweifelsfrei festgestellt werden können.  Ob  dies  
mit  einer bloss einseitigen Textform noch gewährleistet werden kann, erscheint zumindest 
fraglich. 
Zu beachten ist immerhin, dass das staatliche Gericht, wenn  es in  seiner Funktion als  juge 
d'appui  zur Ernennung  der  Mitglieder  des  Schiedsgerichts angerufen wird, summarisch 
prüfen muss, ob eine gültige Schiedsvereinbarung vorliegt (vgl.  Art. 179  Abs.  3  IPRG). 
Diese Prüfung kann bei bloss einseitiger Einhaltung  der  Form erschwert  sein,  wozu auch 
beiträgt, dass im Summarverfahren  der  Beweis  in  erster Linie durch Urkunden zu führen 
ist  (Art. 254  Abs.  1  ZPO).  
In  Absatz  4  werden Schiedsklauseln  in  einseitigen Rechtsgeschäften wie Testamenten, 
Stiftungserrichtungsakten  etc.  für zulässig erklärt.  Hier  ist zu überlegen, ob im Gesetz 
nicht ebenfalls klargestellt werden sollte, dass auch Schiedsklauseln  in  Statuten juristi- 
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Der  Regierungsrat  des  Kantons Bern 

scher Personen (z.B.  von  Vereinen und Aktiengesellschaften),  die  ebenfalls nicht auf Ver- 
einbarung beruhen (müssen),  der  Schiedsvereinbarung gleichgestellt werden sollten.  

Art. 179  Randtitel, Abs.  2,  2bis,  3  und  4  VE-IPRG 
Absatz  2  Satz  2  sieht vor, dass das staatliche Gericht  die  Mitglieder  des  Schiedsgerichts 
auch dann ernennt, wenn  die  Parteien gar keinen Sitz bestimmt haben. Diese Regelung 
führt dazu, dass staatliche Gerichte  in  Schiedsstreitigkeiten mitwirken müssen, wenn noch 
gar nicht feststeht, dass  der  Sitz  des  Schiedsgerichts  in der  Schweiz liegt und damit das  
12.  Kapitel  des  IPRG zur Anwendung kommt.  Hier  sollte verlangt werden, dass für  die  An-
rufung  des  staatlichen Gerichts ein minimaler Bezug  der  Streitsache zur Schweiz glaub-
haft gemacht werden muss (z.B. Wohnsitz einer Partei  in der  Schweiz, Erfüllungsort  in der  
Schweiz, Vollstreckungsort  in der  Schweiz  etc.). 

Art. 189  Abs.  3  VE-IPRG 
Liest  man die  Ausführungen im erläuternden Bericht, erhält  man den  Eindruck, dass  den  
Schiedsrichtern mit  der  vorgeschlagenen Regelung neu  die  Befugnis eingeräumt werden 
soll, ihr eigenes Honorar im Schiedsspruch autoritativ, also  in  Form eines definitiven 
Rechtsöffnungstitels festzulegen. Eine solche Regelung stünde  in  einem Widerspruch zum 
(verfassungsrechtlichen) Verbot  des  Richtens  in  eigener Sache  (nemo  iudex  in  causa sua)  
und wäre daher abzulehnen.  Die  Rechtsprechungsbefugnis eines Schiedsgerichts be-
schränkt sich auf  den  Streit zwischen  den  Parteien; auf das Schiedsmandat kann und darf 
sie sich nicht beziehen.  

Art. 251a, Art. 356  Abs.  3  E-ZPO  
Die  Klarstellung, dass  der  juge d'appui  im Sumrnarverfahren entscheidet, wird begrüsst.  
Anders  als  in der  ZPO regelt hingegen auch  der  Vorentwurf zum IPRG  die  sachliche Zu-
ständigkeit  des  juge d'appui  nicht. Eine Angleichung  an die  Regelung  in Art. 356  Abs.  2  
ZPO wäre wünschenswert.  

Der  Regierungsrat dankt Ihnen für  die  Berücksichtigung seiner Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen  des  Regierungsrates  
Die  Präsidentin 	 Der  Staatsschreiber 

C67/e_'  

Beatrice Simon  

Verteiler: Justizleitung 

Christoph  Auer  
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Glarus, 6. Juni 2017
Unsere Ref: 2017-8

Vernehmlassung zur Anderung des Bundesgesetzes über das lnternationale Privat-
recht (l nternationale Schiedsgerichtsbarkeit)

Hochgeachtete Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren

Sie gaben uns in eingangs genannter Angelegenheit die Möglichkeit zur Stellungnahme.
Dafür danken wir und teilen lhnen mit, dass wir mit der Stossrichtung zur Vorlage im Grund-
satz einverstanden sind. Die in Art. 77 Abs. 2bis des Bundesgerichtsgesetzes vorgesehene
Möglichkeit, Beschwerden gegen Schiedsentscheide an das Bundesgericht in englischer
Sprache abfassen zu können, lehnen wir allerdings ab. Englisch bildet in der Schweiz keine
Amtssprache. Abgesehen davon sehen wir beifremdsprachigen Eingaben Nachteile auf-
grund von Unsicherheiten bei der Übersetzung, zumal es in den meisten Fällen in Schieds-
sachen um die Anwendung von schweizerischem Recht gehen dürfte.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Bundesrätin, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.

Freundliche Grüsse

Für n Regierun

Hansjörg Dü rst
Landammann Ratsschreiber

E-Mail an: ipr@bj.admin.ch

versandt am 0 6, Juni 2017
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Eidg. Justiz- und Polizeidepartement
Bundesamt für Justiz
3003 Bern

Luzern, 30. Mai 2017

Protokoll-Nr.: 611

Änderung des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht

(Internationale Schiedsgerichtsbarkeit). Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Im Namen und Auftrag des Regierungsrates danken wir Ihnen für die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme.

Die vorgeschlagenen Anpassungen des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht
werden unsererseits begrüsst. Die Änderungen stärken die Attraktivität der Schweiz als in-
ternationalen Schiedsplatz - an Bewährtem wird festgehalten, Unklarheiten werden beseitigt
und die Benutzerfreundlichkeit wird erhöht.

Danke für Ihre Kenntnisnahme.

Freundliche Grüsse

Paul Winiker
Regierungsrat

2701.595 / VM-JSD 2017-05-30 Intern. Schledsgerichtsbarkeit (Änderung IPRG)
2017-17



Eidg. Justiz- und 
Polizeidepartement 

10. Mai 2017 
ff 

LE CONSEIL D'ETAT 
DE LA RÉPUBLIQUE ET 

CANTON DE NEUCHÂTEL 

BA Justiz 

E 11. Mai 2017 

Act 

Département fédéral de justice et police 
Palais fédéral 
3003 Berne 

IVIodification de la loi fédérale sur le droit international privé (arbitrage international) 
N/Réf : CONSU.2017.5/CA/sga 
(à rappeler dans toute correspondance) 

Madanne la conseillère fédérale. 

Le Conseil d'État neuchâtelois salue le souci de vouloir maintenir notre pays parmi les places 
d'arbitrage les plus importantes sur le plan international. 

L'objectif poursuivi d'améliorer la sécurité et la clarté du droit nous paraît atteint. Nous 
relevons que la modernisation et l'assouplissement des règles formelles renforcera 
l'autonomie des parties à une procédure d'arbitrage. La suppression des renvois aux 
dispositions sur l'arbitrage interne permettra désormais aux parties de se référer à un texte 
unique, ce qui représente une nette amélioration pour les plaideurs étrangers notamment. 
Avec l'intégration de la langue anglaise devant le Tribunal fédéral, ces innovations 
contribueront à consolider l'attrait de la place arbitrale suisse au niveau international. 

Nous prenons note enfin que le projet n'aura pas de conséquence directe pour les cantons. 
En bref, le gouvernement neuchâtelois accueille favorablement les modifications proposées. 

En vous remerciant de nous avoir associés à cette procédure de consultation, nous vous 
prions de croire. Madame la conseillère fédérale, à l'assurance de notre considération 
distinguée. 

Neuchâtel, le 3 mai 2017 

Au nom du Conseil d'Etat : 

Leprésident, 
\KASH 

La chancelière, 
S. DESPUgSID 
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